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TEIL II  DES HAMBURGISCHEN GESETZ-  UND VERORDNUNGSBLATTES 
Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der Freien und Hansestadt Hamburg

BEKANNTMACHUNGEN

Anordnung der Präsidentin der 
Hamburgischen Bürgerschaft zur 

Durchführung des Beurteilungswesens  
 in der Bürgerschaftskanzlei

Am 1. Januar 2026 tritt die Hamburgische Verordnung 
über die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und 
Beamten in Kraft und löst die bisherige Richtlinie über die 
Beurteilung der Beschäftigten der Freien und Hansestadt 
Hamburg ab. Die Verordnung gilt für sämtliche Beamtin-
nen und Beamte im Sinne von § 1 des Hamburgischen 
Beamtengesetzes und wird mittels Verwaltungsanordnung 
auch auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ent-
sprechend angewendet. In der Beurteilungsverordnung 
werden der obersten Dienstbehörde und den von ihr 
ermächtigten Stellen bestimmte Zuständigkeiten zugewie-
sen.

Im Hinblick darauf ordnet die Präsidentin der Hambur-
gischen Bürgerschaft für die Bürgerschaftskanzlei das Fol-
gende an:
1.	 Als zuständige Stelle nach § 10 Absatz 3, § 20 Absatz 4 

sowie § 33 Absatz 4 Satz 1 der Hamburgischen Verord-
nung über die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen 
und Beamten wird das Personalamt bestimmt.

2.	 Verwaltungsvorschriften nach § 32 Absatz 1 sowie nach 
§ 33 Absatz 4 Satz 4 der Hamburgischen Verordnung 
über die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und 
Beamten sind in ihrer jeweils geltenden Fassung auf die 
Beschäftigten der Bürgerschaftskanzlei entsprechend 
anzuwenden.

Hamburg, den 5. Dezember 2025

Die Präsidentin der Hamburgischen Bürgerschaft
Amtl. Anz. S. 69

Bekanntmachung des Gesetzes zur 
Änderung des 

Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes für 
das Erzbistum Hamburg (KVVG)

Vom 12. Dezember 2025

Gemäß Artikel 12 Absatz 4 Satz 2 des Vertrages zwischen 
dem Heiligen Stuhl und der Freien und Hansestadt Ham-
burg vom 29. November 2005 (HmbGVBl. 2006 S. 436, 440) 
wird hiermit das nachstehende Gesetz zur Änderung des 
Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes für das Erzbistum 
Hamburg vom 12. Dezember 2025, durch das das Kirchen-
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vermögensverwaltungsgesetz für das Erzbistum Hamburg 
vom 26. September 2016 (Amtl. Anz. 2016 S. 2190) geändert 
worden ist, veröffentlicht.

Hamburg, den 6. Januar 2026

Der Senat
Senatskanzlei

Amtl. Anz. S. 69

Gesetz zur Änderung des 
Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes für 

das Erzbistum Hamburg (KVVG)
Vom 12. Dezember 2025

Artikel 1
Änderung des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes 

für das Erzbistum Hamburg (KVVG)
Hiermit wird das Kirchenvermögensverwaltungsgesetz 

für das Erzbistum Hamburg (KVVG) vom 26. September 
2016 (Kirchliches Amtsblatt Erzbistum Hamburg, 22. Jg., 
Nr. 8, Art. 116, S. 141 i. V. m. Beilage zum kirchlichen Amts-
blatt für das Erzbistum Hamburg, jeweils vom 30. Septem-
ber 2016), zuletzt geändert am 20. Dezember 2024 (Kirch
liches Amtsblatt Erzbistum Hamburg, 31. Jg., Nr. 2, Art. 22, 
S. 18 f., vom 28. Februar 2025), wie folgt geändert:

1. 	 Neufassung von § 50
§ 50 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 50
Genehmigungsvorbehalte

(1) Willenserklärungen des Kirchenvorstandes und der 
Fachausschüsse bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
der schriftlichen Genehmigung des Erzbischöflichen 
Generalvikariates
1.	 bei Rechtsgeschäften ohne Rücksicht auf den Gegen-

standswert:
a)	 Erwerb, Veräußerung, Belastung und Aufgabe des 

Eigentums an Grundstücken, grundstückglei-
chen Rechten und sonstigen Rechten an Grund-
stücken und deren Änderung sowie die Ausübung 
von Vorkaufsrechten, jeweils einschließlich des 
schuldrechtlichen Geschäfts;

b)	 Zustimmung zur Veräußerung und Belastung von 
Rechten Dritter an kirchlichen Grundstücken;

c)	 Begründung bauordnungsrechtlicher Baulasten 
an kirchlichen Grundstücken;

d)	 Verträge über Bau- und Unterhaltungsverpflich-
tungen, Kultuslasten sowie entsprechende Geld- 
und Naturalleistungsansprüche;

e)	 Annahme von mit einer Verpflichtung belasteten 
Schenkungen, Zuwendungen und Vermächtnis-
sen sowie die Annahme und Ausschlagung von 
Erbschaften;

f)	 Abgabe von Bürgschafts- und Garantieerklärun-
gen, Übernahme von Fremdverpflichtungen, ins-
besondere Schuldübernahme und Schuldbeitritt, 
sowie Rangrücktrittserklärungen;

g)	 Rechtsgeschäfte über Gegenstände, die einen wis-
senschaftlichen, geschichtlichen oder künstleri-
schen Wert haben, sowie die Aufgabe des Eigen-
tums an diesen Gegenständen;

h)	 Abschluss und wesentliche Änderung von Dienst- 
und Arbeitsverträgen;

i)	 Verträge über Architekten- und Ingenieurleistun-
gen sowie Verträge mit bildenden Künstlern;

j)	 Gesellschaftsverträge und deren Änderung sowie 
der Erwerb von Anteilen an einer Gesellschaft;

k)	 Begründung von Vereinsmitgliedschaften;

l)	 Errichtung, Erweiterung, Übernahme, Übertra-
gung und teilweise oder vollständige Schließung 
von Einrichtungen einschließlich Friedhöfen, 
sowie die vertragliche oder satzungsrechtliche 
Regelung ihrer Nutzung;

m)	Errichtung oder Umwandlung juristischer Perso-
nen;

n)	 Erteilung von Gattungsvollmachten;

o) 	Begründung öffentlich-rechtlicher Verpflichtun-
gen, unbeschadet der unter Buchstabe c) genann-
ten Verpflichtungstatbestände, insbesondere 
Erschließungsverträge, Sanierungsausgleichsver-
träge, Durchführungsverträge im Rahmen von 
vorhabenbezogenen Bebauungsplänen;

p)	 alle Rechtsgeschäfte mit Mitgliedern des Kir-
chenvorstandes und der Fachausschüsse und der 
örtlichen pfarrlichen Gremien, es sei denn, dass 
das Rechtsgeschäft ausschließlich in der Erfül-
lung einer Verbindlichkeit besteht;

q)	 Beauftragung von Rechtsanwälten;

r)	 Einleitung von Rechtsstreitigkeiten vor staatli-
chen Gerichten, ausgenommen Mahn- und Voll-
streckungsverfahren, und deren Fortführung in 
weiteren Rechtszügen, soweit es sich nicht um ein 
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes han-
delt; im letzteren Fall ist das Erzbischöfliche 
Generalvikariat unverzüglich zu benachrichti-
gen;

s)	 gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche;

t)	 Verträge über Beteiligungen, Finanzanlagen und 
-instrumente jeder Art, soweit sie nicht vom 
Diözesanbischof erlassener oder kirchenaufsicht-
lich genehmigter qualifizierter Anlagerichtlinien 
unterfallen;

2.	 bei Rechtsgeschäften, die den Betrag in Höhe von 
30.000 Euro überschreiten:

a)	 Schenkungen;

b)	 Aufnahme von Darlehen und die Vereinbarung 
von Kontokorrentkrediten sowie die Gewährung 
von Darlehen, mit Ausnahme von Einlagen bei 
Kreditinstituten;

c)	 Kauf- und Tauschverträge;

d)	 Werkverträge mit Ausnahme der unter Ziffer 1 
Buchstabe i) genannten Verträge;

e)	 Geschäftsbesorgungs- und Treuhandverträge;

f)	 Abtretung von Forderungen, Schulderlass, 
Schuldversprechen, Schuldanerkenntnisse nach 
§§ 780, 781 BGB, Begründung sonstiger abstrak-
ter Schuldverpflichtungen;

g)	 Miet-, Pacht- und Leasingverträge, die unbefristet 
sind oder befristet sind mit einer Laufzeit von 10 
oder mehr Jahren.

(2) Für die Bestimmungen des Gegenstandwerts gelten 
in Zweifelsfällen die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung.

(3) Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe r) gilt entsprechend, 
wenn im Falle des Widerspruchs des Schuldners gegen 
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einen Mahnbescheid die Durchführung des streitigen 
Verfahrens (Klageverfahren) beantragt wird.
(4) Zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung kann 
das Erzbischöfliche Generalvikariat regeln, dass für 
genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte oder für 
bestimmte Gruppen genehmigungspflichtiger Rechtsge-
schäfte nach Absatz 1 und 3 unter bestimmten Voraus-
setzungen die Genehmigung als bereits erteilt gilt. Zu 
den Voraussetzungen nach Satz 1 gehört die Wahrung 
bestehender Zustimmungsvorbehalte des Konsulta
tionsausschusses des Wirtschaftsrates des Erzbistums 
Hamburg und des Konsultorenkollegiums.
(5) Das Erzbischöfliche Generalvikariat kann verlangen, 
dass dem Antrag auf Erteilung der kirchenaufsicht
lichen Genehmigung ein Auszug aus dem Sitzungsbuch 
des Kirchenvorstandes beigefügt wird, aus dem sich der 
dem Rechtsgeschäft zugrunde liegende Kirchenvor-
standsbeschluss ergibt.
(6) Die Beantragung der kirchenaufsichtlichen Geneh-
migung nach Absatz 1 und Absatz 3 obliegt dem Organ, 
in dessen Zuständigkeit die betreffende Angelegenheit 
fällt.“

2.	 Änderung der Anlage 2 (zu § 47) – Aufgaben der Fach-
ausschüsse (Zuständigkeitsordnung)
a)	 In Teil A. Ziffer 1.1.8, Teil A. Ziffer 1.1.9, Teil A. 

Ziffer 1.1.10, Teil B. Ziffer 3.3.5, Teil B. Ziffer 3.4.7, 
Teil B. Ziffer 3.8.1, Teil D. Ziffer 7.4.6 und Teil D. 
Ziffer 7.8.1 wird die Zahl „15.000“ jeweils durch die 
Zahl „30.000“ ersetzt.

b)	 Teil A. Ziffer 1.1.11 wird wie folgt neu gefasst:
	 „1.1.11. � die Bewirtschaftung von Gebäuden, insbe-

sondere Mieten, Pachten, Abrechnungen 
einschließlich damit verbundener Verträge, 
ausgenommen Miet- und Pachtverträge, die 
unbefristet sind oder deren Laufzeit 10 oder 
mehr Jahre beträgt und in beiden Fällen 
deren Miete oder Pacht den jährlichen 
Betrag von 30.000 Euro übersteigt; im Übri-
gen die Unterbreitung von Vorschlägen an 
den Kirchenvorstand über Vertragsgestal-
tungen für Vermietungsangelegenheiten der 
Kirchengemeinde sowie über die Auswahl 
von Mietern,“.

Artikel 2
Inkrafttreten

1.	 Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2026 in 
Kraft.

2.	 Abweichend von Ziffer 1 tritt dieses Gesetz für den 
Bistumsteil Mecklenburg im Bundesland Mecklen-
burg-Vorpommern erst in Kraft, wenn die Landesregie-
rung des Landes Mecklenburg-Vorpommerns innerhalb 
eines Monats nach Vorlage dieses Gesetzes keinen Ein-
spruch hiergegen erhoben hat.

Hamburg, den 12. Dezember 2025

L. S.
Dr. Stefan Heße

– Erzbischof von Hamburg –

Planfeststellungsverfahren für die 
„Westumfahrung Bahnhof Alte Süderelbe“

In dem Planfeststellungsverfahren „Westumfahrung 
Bahnhof Alte Süderelbe“ hat die Behörde für Wirtschaft, 
Arbeit und Innovation – Planfeststellungsbehörde – am 

19. Dezember 2025 den Plan festgestellt. Die Feststellung 
beruht auf § 18 Absatz 1 des Allgemeinen Eisenbahngeset-
zes in Verbindung mit den §§ 72 ff. des Hamburgischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG).

Die Hamburg Port Authority (Vorhabenträgerin) beab-
sichtigt die Herstellung einer zweigleisigen Westumfahrung 
des Bahnhofs Alte Süderelbe zur Entlastung des nördlichen 
Knotens und Leistungssteigerung des westlichen Hafen-
bahnsystems. Der Umbaubereich beginnt südlich des Bahn-
hofs Alte Süderelbe bei km 12,158. Bis etwa km 13,006 
erfolgt neben der Errichtung von Signalen, einschließlich 
Kabeltiefbaus, eine Elektrifizierung des bisherigen Aus-
ziehgleises ASE 520. Zwischen km 13,006 bis etwa km 
14,638 erfolgt die Herstellung der Westumfahrung mit 
Umbau und Anpassung der Gleisanlagen. Nördlich an die 
Eisenbahnüberführung Vollhöfner Weiden anschließend – 
im Bereich von km 13,201 bis etwa km 13,350 – wird eine 
Dammanpassung auf bestehender Fläche durchgeführt. 
Nördlich von km 14,638 erfolgt der Übergang in die 
Bestandsgleise WHO 032/033, in welchen bis etwa km 
15,250 ebenfalls noch Anlagen der Leit- und Sicherungs-
technik angepasst und Signale neu errichtet werden. Auf 
Grund der Anpassungen im Nordkopf des Bahnhofs muss 
weiterhin die bestehende Hochwasserschutzlinie versetzt 
werden. Die neue Hochwasserschutzwand wird auf Grund-
lage der aktuellen Bemessungswasserstände errichtet.

Dem Träger des Vorhabens, denjenigen, über deren Ein-
wendungen entschieden worden ist, und den Vereinigun-
gen, über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, 
wird der Planfeststellungsbeschluss zugestellt.

Eine Ausfertigung des Beschlusses wird mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung und mit einer Ausfertigung des 
festgestellten Plans in der Zeit vom 19. Januar 2026 bis 
2. Februar 2026 (jeweils einschließlich) an folgenden Orten 
zur Einsicht ausgelegt:

Bezirksamt Harburg, Harburger Rathausforum 2, 21073 
Hamburg. Hinweis: Die Einsichtnahme im Bezirks- 
amt Harburg ist an den Öffnungstagen Dienstag und 
Donnerstag zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr oder nach 
vorheriger Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 71 - 23 89 möglich; telefonische Erreichbarkeit 
Montag, Dienstag und Donnerstag von 9.00 Uhr  bis 
15.00 Uhr und Freitag von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr;

und in dem

Bezirksamt Hamburg-Mitte, Dezernat für Wirtschafts-
förderung, Bauen und Umwelt, Fachamt Bauprüfung – 
Kundenservice, Caffamacherreihe 1-3, V. Obergeschoss, 
Flurbereich C (Servicebereich), 20355 Hamburg. Hinweis: 
Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger Terminverein-
barung unter der Telefonnummer 040 / 4 28 54 - 34 48 oder 
per E-Mail-Anfrage unter bp-service@hamburg-mitte.
hamburg.de möglich und findet in den folgenden Kunden-
servicezeiten statt: Montag und Dienstag von 9.00 Uhr bis 
15.00 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 15.00 Uhr, Freitag 
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Diese Bekanntmachung sowie die auszulegenden Unter-
lagen sollen ab dem Beginn der Auslegung zusätzlich auf 
der Internetseite der Behörde unter www.hamburg.de/go/
pfv zugänglich gemacht werden. Maßgeblich ist jedoch der 
Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (vgl. § 27a 
Absatz 1 Satz 4 HmbVwVfG).

Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Planfeststellungs-
beschluss auch gegenüber den übrigen Betroffenen als 
zugestellt (§ 74 Absatz 4 Satz 3 HmbVwVfG).

Hamburg, den 9. Januar 2026
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Die Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation

Amtl. Anz. S. 71

Berichtigung der Verfügung einer 
Widmung von Wegeflächen im Bezirk 
Wandsbek – Charlottenburger Straße –
Die Verfügung der Widmung von Wegeflächen vom 

28. November 2025, veröffentlicht im Amtlichen Anzeiger 
Nr. 97 vom 16. Dezember 2025 S. 2311, ist zu berichtigen, 
indem in der fünften Zeile die Flurstücksnummer 3872 zu 
streichen und durch 3827 zu ersetzen ist.

Die Lagepläne behalten ihre Gültigkeit.

Hamburg, den 5. Januar 2026

Das Bezirksamt Wandsbek

Amtl. Anz. S. 72

Verzeichnis der zur Abgabe von 
Verpflichtungserklärungen berechtigten 

Personen des Statistischen Amts für 
Hamburg und Schleswig-Holstein  
– Anstalt des öffentlichen Rechts – 

(Statistikamt Nord)
Gemäß § 7 Absatz 2 des Staatsvertrages zwischen der 

Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schles-
wig-Holstein über die Errichtung eines gemeinsamen Sta-
tistischen Amtes als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 

Rechts vom 2. Dezember 2003 (HmbGVBl. 2003 S. 543 und 
GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 551, zuletzt geändert am 8. Mai 
2025, HmbGVBl. 2025 S. 274 und GVOBl. Schl.-H. 2025, 
Nr. 50) vertritt der Vorstand das Statistische Amt für Ham-
burg und Schleswig-Holstein gerichtlich und außergericht-
lich.

Nach § 10 Absatz 1 der Satzung des Statistischen Amts 
für Hamburg und Schleswig-Holstein vom 18. Dezember 
2003 (Amtl. Anz. 2004 S. 1 und Amtsbl. Schl.-H. 2004, S. 14) 
in der Fassung vom 30. Juni 2025 (Amtl. Anz. 2025 S. 1603 
und Amtsbl. Schl.-H. 2025, Nr. 298) bedürfen Erklärungen 
im Namen der Anstalt der Unterschrift des Vorstands oder 
dessen Stellvertretung.

Nach § 10 Absatz 2 der Satzung kann der Vorstand wei-
teren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für den laufenden 
Geschäftsverkehr Zeichnungsbefugnisse erteilen, wobei der 
Umfang der jeweiligen Zeichnungsbefugnis näher zu 
bestimmen ist.

Erklärungen, durch die die Anstalt privatrechtlich ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform und sind 
nur rechtsverbindlich, wenn sie von zwei zeichnungsbefug-
ten Personen unterzeichnet sind. Hiervon ausgenommen 
sind Rechtsgeschäfte, deren Wert 10 000,– Euro nicht über-
steigt. Abschlüsse, Änderungen und Auflösungen von 
Arbeitsverträgen bedürfen grundsätzlich der Unterschrift 
zweier Zeichnungsberechtigter.

Der Vorstand des Statistikamts Nord hat den nachste-
hend genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Statistikamts Nord Vertretungs- und Zeichnungsbefugnisse 
zur Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen im Namen des 
Statistikamts Nord für die konkret genannten Geschäfts
bereiche erteilt:

Name, Vorname (Leitzeichen) Geschäftsbereich

1 Peters, Lutz (V/V) Geschäftsführung
Die Stellvertretung des Vorstands umfasst als Handlungsvollmacht auf 
Dauer die Vorgesetztenfunktionen und die Entscheidungsbefugnisse des 
Vorstands.

2 Loth, Jana (31)
Kalbitz, Silke (31-1)

Finanzen

3 Benner, Svetlana (31-3)
Hiltenkamp, Fabian (31-4)
Olms, Ariane (322-2)
Rittmeier, Birgit (322-3)

Finanzen
ausschließlich Vertretung gegenüber Geldinstituten

4 Louis, Nils (32)
Springer, Andrea (321)
Rebentisch, Torsten (322)

Personal, Recht
Die Befugnisse beinhalten auch die Vollmacht, gegenüber Beschäftigten 
einseitige Willenserklärungen abzugeben, insbesondere die Kündigung 
von Arbeits- und Ausbildungsverträgen zu erklären.

5 Warnecke, Wolfgang (321-2)
Gudehus, Franziska (322-1)
Olms, Ariane (322-2)

Personal

6 Warnecke, Wolfgang (321-2)
Kreuz, Timo (321-5)

Personalentwicklung/Fortbildung/Recruiting

7 Gulla, Sandra (RA)
Weber, Cord (RA1)
Bahl, Hendrik (RA2)

Recht, Beschaffungen, Dienstleistungen, Telefonie
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  8 Rieger, Marc (36)
Limlahi, Claudia (36-1)
Sladek, Andreas (36-2)
Spieler, Henning (361)
Voß, Timo (361-1)
Eggeling, Steffi (361-4)

Beschaffungen und Dienstleistungen
(ohne IT)

  9 Gulla, Sandra (RA)
Weber, Cord (RA1)
Rieger, Marc (36)

Berufung von Erhebungsbeauftragten und Werkverträge mit Erhe-
bungsbeauftragten

10 Hose, Marie-Luise (VA)
Hanold, Martina (Vz-HH)
Harms, Anke (Vz-KI)
Hoffmann, Tamara (VM-KI)
Moll, Carsten (VK)

Beschaffungen und Dienstleistungen im Bereich der Vorzimmer des 
Vorstands und des Veranstaltungsmanagements

11 Mannigel, Alice (34)
Böse, Christian (34-1)
Ahrens, Vanessa (341)
Rosek, Eva (341-6)
Siekmann, Jutta (341-12)

Beschaffungen für die Öffentlichkeitsarbeit

12 Ahrens, Vanessa (341)
Henrich, Verena (341-1)
Hars, Andreas (341-3)
Sehnert, Nicole (341-4)

Beschaffungen von Medien im Bereich der Bibliothek

13 Dr. Haberhauer, Margarete (1)
Erdmann, Thorsten (1/V)
Quiel, Thorsten (2)
Haffmans, Cora (2/V)
Korb, Timo (33)

Auftragsarbeiten gegenüber Dritten
Abschluss von Verträgen über Aufträge außer Befragungen

14 Dr. Haberhauer, Margarete (1)
Wagner, Alexander (11)
Günther, Jonas (11-1)
Jackisch, Annett (112)

Auftragsarbeiten gegenüber Dritten
Abschluss von Verträgen über Aufträge für Befragungen

15 Wagner, Alexander (11)
Günther, Jonas (11-1)

Auftragsarbeiten gegenüber Dritten
Abschluss von Verträgen über Aufträge zu Bevölkerungsstatistiken

16 Dr. Tietje, Hendrik (23) Forschungsdatenzentrum (FDZ)
Nutzungsverträge für das FDZ

Mit der Veröffentlichung dieser Übersicht erlöschen 
anderweitig vom Vorstand erteilte Vertretungs- und Zeich-
nungsbefugnisse für das Statistische Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein – Anstalt des öffentlichen Rechts – 
gegenüber Dritten.

Hamburg, den 7. Januar 2026

Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein
– Anstalt des öffentlichen Rechts –

Der Vorstand
Amtl. Anz. S. 72
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Öffentliche Ausschreibung
a)	 Behörde für Umwelt, Klima, 

Energie und Agrarwirtschaft 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg 
Deutschland 
+49 40428402659 
+49 40427940026 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB]
c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d)	 Bauleistung
e)	 21217 Seevetal OT Bullenhausen
f)	 Maßnahme: A 26 Ost 6b Ausgleichsmaßnahme Bullen-

hausen

Leistung: A 26 Ost 6b Ausgleichsmaßnahme Bullen-
hausen - Kampfmittelsondierung

Vergabe-Nr.: BUKEA ÖA-N3-469-26

A 26 Ost 6b Ausgleichsmaßnahme Bullenhausen – 
Kampfmittelsondierung

Im Zuge des Verfahrens zur A26 Ost sollen für den 
Bauabschnitt 6b im Projektgebiet Bullenhausen vorbe-
reitend für die

Landschaftsbauarbeiten umfangreiche Kampfmittel-
sondierungen, ggf. -räumungen stattfinden. 

g)	 Entfällt
h)	 Entfällt
i)	 Vom 2. März 2026 bis: 31. März 2027
j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen
k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig
l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/api/supplier/external/deeplink/ 
subproject/57a0674a-a764-4cc2-aeaf-f436439b22fa

Fragen und Antworten während des Verfahrens werden 
ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

	 Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 30. Januar 2026, 9.30 Uhr 
1. März 2026

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
„https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/eva/supplierportal/fhh/tabs/home“

q)	 Deutsch
r)	 Niedrigster Preis
s)	 30. Januar 2026, 9.30 Uhr

t)	 siehe Vergabeunterlagen
u)	 siehe Vergabeunterlagen
v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).
Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun-
gen zu bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Behörde für Umwelt, Klima Energie 
und Agrarwirtschaft 
Amt für Zentrale Aufgaben, Recht und Beteiligungen 
Amtsleitung (ZRL) 
Neuenfelder Straße 19 
21109 Hamburg

Hamburg, den 8. Januar 2026

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 48

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg 
unter dem Dach von Bildungsbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 016-26 MH

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Mensagebäude 
Max-Eichholz-Ring 25 in 21031 Hamburg

Bauauftrag: Max-Eichholz-Ring 25 – Umbau befestigte 
Flächen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 145.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. April 2026

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
21. Januar 2026, 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Die Bekanntmachung finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter:	  

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Terminsbestimmung:
717 K 35/24. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Freitag, 20. März 
2026, 10.00 Uhr, Sitzungssaal 157, 
Amtsgericht Hamburg-Wandsbek, 
Schädlerstraße 28, 22041 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Jenfeld Miteigen-
tumsanteil verbunden mit Sonder
eigentum ME-Anteil 216.85/1.000, Son-
dereigentums-Art Wohnung mit Stell-
platz, SE-Nummer 13, Sondernut-
zungsrecht sind vereinbart, Blatt 4563 
an Grundstück Gemarkung Jenfeld 
Flurstück 2976, Wirtschaftsart und 
Lage Gebäude- und Freifläche, Woh-
nen, Anschrift Öjendorfer Damm 89a, 
1.250 m².

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Die Eta-
genwohnung im Dach- und Galeriege-
schoss links verfügt über eine Wohnflä-
che von etwa 179 m² verteilt auf 2 Ebe-
nen (2 Zimmer nebst Wohnküche mit 
Essdiele sowie Sanitärräume). Baujahr: 
1997. Beheizung über Gas-Zentralhei-
zung, Warmwasserbereitung über elek
trische Durchlauferhitzer. Zu der Woh-
nung gehören 2 Tiefgaragenstellplätze 
und das Sondernutzungsrecht an einer 
Gartenfläche. Die Wohnung befindet 
sich in einem durchschnittlichen 
Instandhaltungs-/Modernisierungszu-
stand. Das Sondereigentum wurde ohne 
Genehmigung der Eigentümergemein-
schaft in 2 Nutzungseinheiten unter-
teilt; diese sind jeweils vermietet. Inte
ressenten wird die Einsicht ins Gutach-
ten empfohlen.

Verkehrswert: 575.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
5. August 2024 in das Grundbuch einge-
tragen worden.

Das über den Verkehrswert einge-
holte Gutachten kann auf der Geschäfts-
stelle, Zimmer 115 oder 121, Montag 
und Dienstag und Donnerstag und 
Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr einge
sehen werden. Tel.: 040 42881-2702/
oder -3322. Mittwochs keine Sprech
zeiten. Infos auch im Internet unter 
www.zvg.com.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 16. Januar 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 50

Terminsbestimmung:
717 K 47/24. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Freitag, 27. März 
2026, 10.00 Uhr, Sitzungssaal 157, 
Amtsgericht Hamburg-Wandsbek, 
Schädlerstraße 28, 22041 Hamburg, 
öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Ein halber 
Miteigentumsanteil, eingetragen im 
Grundbuch von Wandsbek Gemarkung 
Marienthal, Flurstück 1966, Wirt-
schaftsart und Lage Hof- und Ge- 
bäudefläche, Anschrift Ahrensburger 
Straße 77, 550 m², Blatt 5131.

Objektbeschreibung/Lage (laut An
gabe des Sachverständigen): Das 
Grundstück ist mit einem unterkeller-
ten Zweifamilienhaus mit Garagen
anbau bebaut. Baujahr etwa 1958. Die 
Wohnfläche beträgt etwa 184 m². Eine 
Innenbesichtigung wurde der Sachver-
ständigen nicht ermöglicht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass nur ein halber 
Miteigentumsanteil des Objektes ver-
steigert wird.

Verkehrswert des hälftigen Anteils: 
180.000,– Euro.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
115 oder 121, Montag und Dienstag 
und Donnerstag und Freitag von 
9.00 bis 12.00 Uhr eingesehen werden. 
Tel.: 040 42881-2702/ oder -3322. Mitt-
wochs keine Sprechzeiten. Infos auch 
im Internet unter www.zvg.com.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
13. November 2024 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Gerichtliche Mitteilungen

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/	  
ausschreibungen

Hinter dem Wort „Bieterportal“ sind die Vergabeunterlagen 
für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download kos-
tenfrei hinterlegt.

Über das Bieterportal gelangen Sie auch in die elektroni-
sche Vergabe. Nach Anmeldung im Bieterportal können Sie 
Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen und Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post oder 
E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen und Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page von SBH | Schulbau Hamburg unter:	  
https://schulbau.hamburg
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. Januar 2026

Die Behörde für Finanzen und Bezirke 49
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Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 

nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Grundstücks oder des nach 
§  55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 

oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 16. Januar 2026

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 51

Herausgegeben von der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff – Telefon: 23 51 29-0 – Telefax: 23 51 29 - 77.

Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– EUR. Einzelstücke je angefangene
vier Seiten 0,26 EUR (Preise einschließlich Mehrwertsteuer).

76

Lütcke & Wulff OHG, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg
ZKZ 01160    Postvertriebsstück +2    


